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(2) Der Pfändung unterliegen das gesamte pfändbare Ver­
mögen des Schuldners und alle im Besitz des Schuldners be­
findlichen Sachen sowie die vom Schuldner genutzten Grund­
stücke oder Gebäude.

(3) Vor Eröffnung der Gesamtvollstreckung gegen den 
Schuldner eingeleitete Vollstreckungsmaßnahmen zugunsten 
einzelner Gläubiger verlieren ihre Wirksamkeit. Die Voll­
streckungsverfahren sind an das Gericht zu verweisen, das die 
Gesamtvollstreckung durchführt.

(4) Eine nach der öffentlichen Bekanntmachung des Eröff­
nungsbeschlusses an den Schuldner erfolgte Leistung ist un­
wirksam, wenn sie nicht in das verwaltete Vermögen gelangt.

(5) War ein Gläubiger zum Zeitpunkt der Eröffnung des 
Verfahrens der Gesamtvollstreckung zur Aufrechnung berech­
tigt, so kann die Aufrechnung auch noch im Verfahren erklärt 
werden.

§ 8
Aufgaben des Verwalters

(1) Dem vom Gericht bestellten Verwalter ist eine Ernen­
nungsurkunde auszustellen, aus der der Umfang seiner 
Befugnisse ersichtlich wird. Er ist für die Erfüllung der ihm 
obliegenden Pflichten allen Beteiligten verantwortlich.

(2) Der Verwalter ist berechtigt und verpflichtet, das der 
Pfändung unterliegende Vermögen unverzüglich in Besitz zu 
nehmen, zu verwalten und durch Verkauf oder in anderer 
Weise darüber zu verfügen.

(3) Die Vermögensverwaltung unterliegt der Aufsicht des 
Gerichts. Das Gericht kann bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes den Verwalter abberufen und einen anderen Ver­
walter einsetzen.

§9
Beendigung gegenseitiger Verträge

(1) Ist ein gegenseitiger Vertrag zur Zeit der Eröffnung der 
Gesamtvollstreckung vom Schuldner oder vom anderen Teil 
nicht oder nicht vollständig erfüllt, so kann der Verwalter 
wählen, ob er die Erfüllung des Vertrages fordert oder 
ablehnt. Im letzteren Fall steht dem anderen Teil eine nicht 
bevorrechtigte Forderung zu.

(2) Mit dem Unternehmen des Schuldners bestehende 
Arbeitsverhältnisse können vom Verwalter und von den 
Werktätigen, unabhängig von einer vereinbarten Kündigungs­
frist, unter Einhaltung der gesetzlichen Frist gekündigt 
werden.

§ 10
Anfechtung von Rechtshandlungen

(1) Der Verwalter kann Rechtshandlungen des Schuldners 
anfechten, wenn
1. sie in der Absicht vorgenommen wurden, die Gläubiger 

zu benachteiligen und dem Dritten diese Absicht bekannt 
war;

2. durch sie im letzten Jahr vor Eröffnung der Gesamtvoll­
streckung zum Nachteil der Gläubiger entgeltliche 
Leistungen an dem Schuldner nahestehende Personen 
erbracht worden sind, sofern diese nicht beweisen, daß 
ihnen die Absicht der Benachteiligung nicht bekannt 
war;

3. sie innerhalb des letzten Jahres vor Eröffnung der 
Gesamtvollstreckung abgeschlossen wurden und eine 
unentgeltliche Übertragung von Vermögenswerten zum 
Gegenstand hatten; gegenüber dem Schuldner nahe­
stehenden Personen beträgt die Frist 2 Jahre vor Eröff­
nung der Gesamtvollstreckung;

4. sie nach der Zahlungseinstellung oder dem Antrag auf 
Eröffnung der Gesamtvollstreckung gegenüber Personen 
vorgenommen wurden, denen die Zahlungsunfähigkeit 
oder der Antrag auf Eröffnung der Gesamtvollstreckung 
bekannt war oder den Umständen nach bekannt sein 
mußte.

(2) Die Anfechtung kann nur innerhalb von 2 Jahren seit 
Eröffnung der Gesamtvollstreckung erfolgen.

§11
Vermögensverzeichnis

(1) Der Verwalter hat ein Verzeichnis des Vermögens und 
der Verpflichtungen des Schuldners aufzustellen. Das Ver­
zeichnis ist nach Ablauf der Anmeldefrist abzuschließen.

(2) Danach ist ein Prüfungstermin abzuhalten, in dem den 
Gläubigern und dem Verwalter Gelegenheit zur Stellung­
nahme und zum Bestreiten angemeldeter Forderungen 
gegeben wird. Der Schuldner hat sich zu den Forderungen zu 
erklären. Der Verwalter hat angemeldete Forderungen oder 
sonstige Rechte im Umfang des Anerkenntnisses in das Ver­
zeichnis aufzunehmen und den Anmeldenden mitzuteilen.

(3) Ein Gläubiger, dessen Forderungen vom Verwalter oder 
einem anderen Gläubiger ganz oder teilweise nicht anerkannt 
wurde, kann seine Forderung nur durch eine Klage gegen den 
Bestreitenden geltend machen. Beruht die bestrittene Forde­
rung auf einem vollstreckbaren Titel, muß der Verwalter oder 
der bestreitende Gläubiger Klage erheben. Für die Klage ist 
ausschließlich das Gericht zuständig, bei dem die Gesamtvoll­
streckung durchgeführt wird.

§ 12
Eigentums- und Pfandrechte Dritter

(1) Sachen, an denen Dritten ein Eigentums- oder ein 
Pfandrecht zusteht, sind vom Verwalter an die Berechtigten 
herauszugeben, wenn er nicht das Pfandrecht durch Zahlung 
ablöst. Verweigert der Verwalter die Herausgabe einer Sache 
oder die Anerkennung eines Pfandrechts, kann der Berech­
tigte auf Herausgabe oder auf Feststellung seines Rechts 
klagen. Die Bestimmung des § 11 Abs. 3 findet Anwendung.

(2) Entscheidungen des Verwalters gemäß Absatz 1 bedürfen 
der Zustimmung des Gerichts und des Gläubigerausschusses, 
soweit ein solcher bestellt ist.

(3) Die Verwertung der Sachen, die von Dritten beansprucht 
werden, ist bis zur Entscheidung über das Bestehen eines 
Eigentums- oder Pfandrechts auszusetzen.

(4) Der Verwalter hat auch die zur Deckung weiterer Ver­
waltungsausgaben sowie die zur Erfüllung nicht anerkannter 
Forderungen erforderlichen Geldbeträge bis zur Einstellung 
der Gesamtvollstreckung bzw. bis zur Entscheidung über das 
Bestehen bestrittener Ansprüche zurückzubehalten. Ein bei 
Einstellung der Gesamtvollstreckung verbleibender Uber­
schuß ist nachträglich zu verteilen.

(5) - Wiird innerhalb eines Monats nach der Mitteilung des 
Verwalters über die Nichtanerkennung eines Rechts oder 
einer Forderung keine Klage gemäß § 11 Abs. 3 erhoben, er­
löschen Eigentums- oder Pfandrechte an beweglichen Sachen; 
eine Verpflichtung zur Zurückbehaltung aus Absatz 3 oder 
Absatz 4 entfällt.

§13
Vorab zu begleichende Ansprüche

Aus den vorhandenen Mitteln hat der Verwalter mit Ein­
willigung des Gerichts vorab in folgender Reihenfolge zu be­
gleichen: 'ri-'llvl
1. die durch die Verwaltung entstandenen notwendigen 

Ausgaben einschließlich derjenigen, die durch den Ab­
schluß oder die Erfüllung von Verträgen, durch die Gel­
tendmachung von Forderungen und Rechten des Schuld­
ners sowie durch die Ablösung von Pfandrechten ent­
stehen;

2. die Gerichtskosten für das Verfahren einschließlich der 
vom Gericht festgesetzten Vergütung des Verwalters und 
der Mitglieder des Gläubigerausschusses;

3. Lohn- oder Gehaltsforderungen von Werktätigen, die im 
Unternehmen des Schuldners beschäftigt waren, höchstens 
für einen nicht länger als 6 Monate vor der Eröffnung der 
Gesamtvollstreckung zurückliegenden Zeitraum sowie 
für den Zeitraum, für den sie von ihrer Beschäftigung 
infolge einer Kündigung durch den Verwalter freigestellt 
sind; dies gilt nicht, soweit diese Forderungen kraft 
Gesetzes auf andere Stellen übergehen.


